
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 25 „Geschwister-Scholl-Garten“ mit integrierten
örtlichen Bauvorschriften

Abwägung der vorgebrachten Anregungen im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3
Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 BauGB) und der Stellungnahmen
im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange (§ 4
Abs. 2 BauGB i. V. m.  § 13a Abs. 2 BauGB)

I. Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
16.07.2018 bis 17.08.2018 zu den üblichen Dienstzeiten der Verwaltung.
Von privater Seite wurden folgende Stellungnahmen abgegeben:

1.  Anwohner Am Forellenpark 4, Ilsenburg, 24.07.2018

Zu Protokoll:
Es wird bemängelt, dass für die weitere wohnliche Erschließung nur die Straße Am Forel-
lenpark zur Verfügung steht und keine weitere Entlastung geschaffen werden soll. Insbe-
sondere im Katastrophenfall wird die einzige Zufahrt als nicht ausreichend angesehen.
Abwägungsbeschluss
1. Das Erschließungskonzept wird mit der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungs-

plans Nr. 25 geregelt, dessen Geltungsbereich bis an die Kastanienallee heranreicht.
Die aktuelle 2. Änderung betrifft nur den südlichen Teilbereich des rechtskräftigen Pla-
nes und verändert nicht das Erschließungskonzept.

2. Im Vergleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan wird die Fläche der Baugebiete um ca.
1.350 m² und damit die zulässige Geschossfläche um ca. 770 m² verringert. Daraus
ergibt sich eine Verringerung um ca. 8-10 potentielle Wohnungen. Außerdem werden
anstelle von Sondergebieten für soziale, gesundheitliche etc. Dienstleistungen Allge-
meine Wohngebiete festgesetzt, in denen diese Dienstleistungen nur teilweise zugelas-
sen sind. Daraus folgt, dass sich das Verkehrsaufkommen der Straße Am Forellenpark
im Vergleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan deutlich verringern wird

3. Für den Katastrophenfall sieht der rechtskräftige Bebauungsplan von der Straße Am Fo-
rellenpark eine 4,5 m breite Fußwegverbindung zum Forellenpark vor. Hier steht somit
im Katastrophenfall eine zweite Zufahrtmöglichkeit von der Harzburger Straße zur Ver-
fügung.

Den vorgebrachten Bedenken kann somit nicht gefolgt werden.

2. Anwohner Grüne Str. 8b, Ilsenburg, 10.08.2018

Bezüglich der Änderung des Bebauungsplan -Geschwister-Scholl-Garten- Nr. 25, 2. Ände-
rung, speziell auf der westlichen Seite, haben wir folgende Bedenken und Anregungen.
Änderungen:
1. Änderung der Baugrenze von 6 m auf 5 m
2. Erhöhung der Traufhöhe von 7,0 m auf 7,1 m
3. Erhöhung der Grundflächenzahl von 0,35 auf 0,45

Bedenken:
Warum eine Traufhöhenanpassung im westlichen Teil von einem im nördlichen Teil an-
grenzenden Baugebiet, welches ca. 60-100 m entfernt ist, abgeleitet wird, ist uns nicht ver-
ständlich.
Hier sollte vielmehr eine Angleichung an unser im westlichen Teil angrenzendes Haus vor-
genommen werden, welches mit nur 8 m (!) von der neuen Baugrenze deutlich geringer
entfernt steht.
Das bestehende Gebäude (Babyhaus) mit 2 Vollgeschossen und einer Granitsockelhöhe
(Keller) von 80 cm hat eine Traufhöhe von 6,8 m und eine Firsthöhe von 10,1 m.
Unser Haus - Grüne Straße 8b - mit einer Traufhöhe von 3,8 m und einer Firsthöhe von 8,1
m wurde 2002 unter erschwerten Bauvorschriften beantragt. Es sollte sich an den Bestand
anpassen und Ruheräume der angrenzenden Grundstücke nicht gefährden.



Es ist nun bei Einhaltung der derzeitigen Bauvorschriften mit erheblichen Abschattungen
für unser Haus bzw. Grundstück zu rechnen. Eine derzeit geplante Photovoltaikanlage wird
für uns unrentabel. Zudem sehen wir durch die im Bebauungsplan vorgegeben Bauvor-
schriften unseren Ruhebereich, speziell im südlichen Teil unseres Grundstücks als massiv
gestört.
Im B-Plan ist eine Sockelhöhe von 30 cm (derzeit 80 cm) für den Hochwasserschutz emp-
fohlenen, somit könnte die Traufhöhe problemlos um 50 cm, auf 6,3 m gesenkt werden.
Zudem sehen wir die fehlende Firsthöhenbeschränkung im westlichen Teil als Problem an.
Fast alle in den letzten Jahren vorgestellten Projekte sahen neben den zwei möglichen
Vollgeschossen auch einen Ausbau des Dachgeschosses mit Wohnraum vor. Dies dann
auch oft noch in Verbindung mit einer Loggia o.ä. Laut Bauvorschrift wäre ein Dach so
spitz wie bei einer Kirche baulich erlaubt.
Damit sind Neubauten möglich, welche eine Dimension weit über das derzeit bestehende
Babyhaus hinaus annehmen. Hier sollte sich viel mehr an dem bestehenden Babyhaus mit
2 Vollgeschossen und einem unausgebauten Dachgeschoß orientiert werden.
Eine Erhöhung der Grundflächenzahl um fast 30 % halten wir für überzogen und sehen den
grünen Charakter des Geschwister-Scholl-Gartens als gefährdet an.

Vorschlag und Anregung:
Wir bitten hiermit um:
1. Eine Änderung der Traufhöhenbegrenzung (unser Vorschlag 6,5 m) und dringlichst um

die Festsetzung einer Firsthöhe, welche einen Ausbau des Dachgeschosses verhindert.
2. Anhebung der Baugrenze im Westen auf den derzeitigen Abstand des Babyhauses von

15 m.
3. Beibehaltung der Grundflächenzahl von 0,35.

Gerne laden wir Sie und den Bauauschuss des Stadtrates auch zu einem Ortstermin bei
uns auf dem Grundstück Grüne Straße 8b ein, um die angesprochenen Punkte zu erörtern
und die Örtlichkeit dahingehend zu betrachten.
Im angefügten Lageplan ist derzeitige Gebäudebestand mit Höhen und Grenzbezug dar-
gestellt.
Abwägungsbeschluss
Zu 1: Traufhöhe
Der rechtskräftige Bebauungsplan i.d.F. der 1. Änderung begrenzt die Traufhöhe auf 7,0 m.
Die Anhebung um 10 cm erfolgte aus städtebaulichen Gründen, damit dieselben Verhält-
nisse gelten wie im östlich angrenzenden Baugebiet WA1, mit dem das westliche Bauge-
biet WA1 eine städtebauliche Einheit bildet. Nach der schon im rechtskräftigen Bebau-
ungsplan geltenden örtlichen Bauvorschrift Nr. 2.1 darf die Traufhöhe des östlichen Bau-
gebiets 7,1 m nicht überschreiten, wenn die Gebäude ohne zurückgesetztes drittes Ge-
schoss, also mit ausgebautem Dachgeschoss, errichtet werden.
Die Zulässigkeit des Dachgeschossausbaus ist erforderlich, damit das Planungsziel der
Stadt verwirklicht werden kann, dass das zentral gelegene und sehr attraktive Gebiet nicht
ausschließlich von Luxus- und Ferienwohnungen genutzt wird, also eine wirtschaftliche
bauliche Nutzung mit kostengünstigen Wohnungen ermöglicht wird und dass ein Mindest-
anteil der Geschossfläche von sozialen, altengerechten, therapeutischen und sonstigen
medizinischen Serviceleistungen genutzt wird.
Da der Nachbar jedoch Rechtsschutz auf der Grundlage des rechtskräftigen Bebauungs-
plans genießt, wird die Traufhöhenbegrenzung auf das Maß 7,0 m des rechtskräftigen
Plans zurückgenommen.

Zu 1: Firsthöhe
Der Befürchtung, dass eine fehlende Firsthöhenbegrenzung „kirchhohe“ Gebäude ermögli-
chen würde, kann gefolgt werden, weil die in den Bebauungsplan integrierte örtliche Bau-
vorschrift zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen Dächer bis zu 60° Neigung gestattet.
Diese mögliche Auswirkung war nicht beabsichtigt und ist eher theoretisch, weil in der Re-
gel Dachneigungen von ca. 45° gebaut werden. Damit die Firsthöhe im gesamten Gel-
tungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans auf ein einheitliches Maß begrenzt
wird, wird die Firsthöhe im westlichen Teilgebiet analog zum östlichen Teilgebiet auf 13 m



begrenzt. Bei Traufhöhen von 7,0 m reduziert sich damit die maximale Dachneigung, ab-
hängig von der Gebäudetiefe auf ca. 39-45°, was im Rahmen ortstypischer Dachneigungen
liegt.

Zu 2: Baugrenze
Der rechtskräftige Bebauungsplan in der Fassung der 1. Änderung setzt den Baugrenzab-
stand vor dem Grundstück Grüne Straße 8b mit 6 m von der Grundstücksgrenze fest. Die
geforderte Vergrößerung auf 15 m stünde im Widerspruch zum Planungsziel, eine wirt-
schaftliche bauliche Nutzung und einen Mindestanteil von 25% der Geschossfläche für so-
ziale, altengerechte, therapeutische und sonstige medizinische Serviceleistungen zu er-
möglichen.
Nach § 6 BauO LSA würde die Abstandsfläche vor den zulässigen Gebäuden im Plangel-
tungsbereich nur 3 m betragen, falls kein Bebauungsplan bestünde. Somit wird durch den
aktuellen Bebauungsplanentwurf der einzuhaltende Gebäudeabstand zum Vorteil des
Nachbarn um 2 m vergrößert.
Da der Nachbar aber Rechtsschutz auf der Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplans
genießt, wird der Baugrenzabstand vor dem Grundstück Grüne Straße 8b auf das Maß
6,0 m des rechtskräftigen Plans zurückgenommen.
Ein Bebauungsplan ist nach § 1 BauGB nach städtebaulichen Kriterien aufzustellen und
soll dem Wohle der Allgemeinheit dienen. Es liegen weder städtebaulichen Kriterien noch
das Wohl der Allgemeinheit zugrunde, wenn der Nachbar einen noch größeren Bauab-
stand fordert (einem Fünffachen der Abstandsfläche nach der BauO LSA). Er handelt dabei
ausschließlich für seinen persönlichen Vorteil, weil er seinerzeit sein Wohnhaus nur ca.
3 m von der Grenze und weitere Nutzungen direkt an die Grenze platziert hat. Bei einer
Berücksichtigung seines Wunsches würde es sich um eine Gefälligkeitsplanung handeln,
die den Planungsgrundsätzen des Baugesetzbuches zuwiderlaufen würde.
Im Übrigen handelt es sich bei den im beigefügten Lageplan eingetragenen grenzständigen
baulichen Anlagen um einen Carport mit integriertem Abstellraum mit einer Terrasse, die
vom ausgebauten Dachgeschoss aus nutzbar ist. Für diese baulichen Anlagen liegt keine
Baugenehmigung vor. Außerdem sind diese Nutzungen nach ihrer Größe (Carport) bzw.
ihrer Art (Terrasse) nicht ohne eine Abstandsbaulast an der Grundstücksgrenze zulässig,
welche weder beantragt noch vereinbart wurde.
Zu 3: Grundflächenzahl
Die Grundflächenzahl des rechtskräftigen Bebauungsplans in der Fassung der 1. Änderung
beträgt 0,45 und nicht 0,35 wie behauptet wird.
Gemäß Ziff. 6.3 der Planbegründung ist das Planungsziel der vorliegenden 2. Änderung
des Bebauungsplans im gesamten Geltungsbereich eine Grundflächenzahl von 0,4 festzu-
setzen, um einen relativ geringen Flächenverbrauch zu erzielen und möglichst viele Bäume
erhalten zu können. Im Bebauungsplanentwurf wurde im westlichen Teilgebiet jedoch ver-
sehentlich die GRZ 0,45 gemäß dem rechtskräftigen Bebauungsplan dargestellt. Die
Grundflächenzahl wird deshalb entsprechend dem o.g. Planungsziel der Begründung re-
daktionell auf 0,4 korrigiert. Damit gilt im gesamten Geltungsbereich dieselbe Grundflä-
chenzahl von 0,4.
Der Forderung nach einer Zurücknahme auf 0,35 kann nicht gefolgt werden, weil dies im
Widerspruch zum o.g. Planungsziel des Bebauungsplans stünde und weil die Stadt ebenso
Rechtsschutz auf der Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplans in der Fassung der
1. Änderung genießt.



II. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2
BauGB i. V. m. § 13a Abs. 2 BauGB mit Rundschreiben vom 02.07.2018 beteiligt worden.
Frist für Stellungnahmen war der 17.08.2018. Seitens der Träger öffentlicher Belange sind
folgende Anregungen eingegangen:

1.  Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, 14.08.2018.

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 25 festgesetzte Sonderbaufläche soll in ein All-
gemeines Wohngebiet mit mindestens 25 % sozialen, altersgerechten, therapeutischen
und anderen medizinischen Serviceleistungen geändert werden.
Die 2. Änderung betrifft somit die Neufestsetzung der städtebaulichen Ziele hinsichtlich der
Art der Nutzung und der räumlichen Ausdehnung des Baugebiets und der Entwicklung des
Forellenparks im südlichen Teilgebiet des Bebauungsplanes. Es soll verhindert werden,
dass aufgrund der zentralen und attraktiven Lage ausschließlich Luxus- und Ferienwoh-
nungen entstehen. Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca. 0,8 ha.
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen wird unter Bezug auf § 13 (2) Landesentwick-
lungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA vom 23. April 2015) festgestellt,
dass es sich bei der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 25 „Geschwister-Scholl-
Garten“ nicht um eine raumbedeutsame Planung handelt.
Eine landesplanerische Abstimmung ist demzufolge nicht erforderlich.
Gemäß § 2 (2) Nr. 10 LEntwG LSA obliegt der obersten Landesentwicklungsbehörde die
Abgabe von landesplanerischen Stellungnahmen im Rahmen von öffentlich-rechtlichen
Verfahren nur für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen.
Mit diesem Schreiben wird den vorgeschriebenen Genehmigungs- und Zulassungsverfah-
ren nicht vorgegriffen und es werden damit weder öffentlich-rechtliche noch privatrechtliche
Zustimmungen und Gestattungen erteilt.
Hinweis zur Datensicherung
Die oberste Landesentwicklungsbehörde führt gemäß § 16 Landesentwicklungsgesetz
Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) das Raumordnungskataster (ROK) des Landes       Sach-
sen-Anhalt. Die Erfassung aller in Kraft gesetzten Bauleitpläne und städtebaulichen Sat-
zungen ist u. a. Bestandteil des ROK.
Ich bitte Sie daher, mich von der Genehmigung/Bekanntmachung des o. g. Bebauungspla-
nes durch Übergabe einer Kopie der Bekanntmachung und der in Kraft getretenen Planung
einschließlich der Planbegründung in Kenntnis zu setzen.
Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme

2.  Landkreis, 11.07.2018

Zu diesem Planentwurf nehme ich nachfolgend als Behörde und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange (A) sowie in städtebaulicher und baurechtlicher Hinsicht (B) Stellung.

(A) Als Behörde und sonstiger Träger öffentlicher Belange
2.1 Umweltamt / untere Naturschutzbehörde

Aus naturschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes
keine Bedenken.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme

Hinweis:
Sind im Zuge der Erschließung Baumentnahmen oder Abrissmaßnahmen erforderlich, sind
artenschutzrechtliche Vorgaben zu berücksichtigen.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme



2.2 Umweltamt / untere Wasserbehörde
Seitens der unteren Wasserbehörde, Sachgebiets Wasser, bestehen keine Bedenken zur
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 25 „Geschwister-Scholl-Garten" Stadt Ilsenburg.
Das Änderungsgebiet des Bebauungsplans ist nicht Bestandteil eines festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes und wird nicht von Gewässern 1. oder 2. Ordnung tangiert.
Hinweis:
Soweit für die Erschließung des Grundstücks Ver- und Entsorgungsleitungen erneuert wer-
den müssen und dafür das Gewässer 2. Ordnung mit der Bezeichnung „Ziegelhüttengra-
ben" gequert werden muss, bedarf dies der Genehmigung nach den 36 WHG i. V. m. 49
WG LSA.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme

2.3 Bauordnungsamt / Bauordnungsrecht
Aus bauordnungsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme

Hinweis:
Sicherung der Grundstücke (Zufahrten/ Erschließung) durch Baulast- oder Grundbuchein-
tragungen.
Abwägungsbeschluss:
Die Sicherung der inneren Erschließung der größeren überbaubaren Flächen der Bauge-
biete WA1 und WA2 durch noch nicht geplante Fahr- und Wohnwege entzieht sich der Re-
gelungsmöglichkeit des Bebauungsplans Sie wird entsprechend dem geg. Hinweis gemäß
der BauO LSA im Rahmen der nachfolgenden bauordnungsrechtlichen Verfahren beachtet.

2.4 Bauordnungsamt / Vorbeugender Brandschutz
1. Bestehende und entstehende Nutzungsgebiete und Anlagen müssen so beschaffen

sein, dass der Entstehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird, und
bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie eine wirksame Brandbe-
kämpfung möglich sind.

2. Bei Objekten mit einer Entfernung > 50 m zur öffentlichen Verkehrsfläche und Objekten
mit erforderlichen Aufstellflächen sind Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewe-
gungsflächen für Feuerwehrfahrzeuge zu gewährleisten.
Bewegungs- und Aufstellflächen sind durch Schilder DIN 4066 — D 1 mit der Aufschrift
Fläche(n) für die Feuerwehr", Zufahrten sind durch Schilder DIN 4066 — D 1 mit der
Aufschrift „Feuerwehrzufahrt" in der Mindestgröße 594 mm x 210 mm (Breite x Höhe) zu
kennzeichnen. Die Kennzeichnung von Zufahrten muss von der öffentlichen Verkehrs-
fläche aus sichtbar sein. Die Flächen für die Feuerwehr müssen eine jederzeit deutlich
sichtbare Randbegrenzung haben. Sperrvorrichtungen (z. B. Schrankenanlagen) in
Feuerwehrzufahrten müssen von der Feuerwehr gewaltfrei geöffnet werden können. Die
Flächen für die Feuerwehr sind entsprechend der "Richtlinie über Flächen für die Feu-
erwehr" auszuführen.

3.  Bei der Durchführung von Baumaßnahmen ist eine jederzeitige Zufahrt, insbesondere
für Fahrzeuge der Feuerwehr, zu anliegenden Grundstücken und zur Baustelle zu ge-
währleisten. Bei Straßensperrungen und damit verbundenen Umleitungen sind die Inte-
grierte Leitstelle Feuerwehr/Rettungsdienst des Landkreises Harz (Tel. 03941/69999)
sowie die örtlich zuständige Feuerwehr zu informieren.

4. Die in der Begründung vom 20.06.2018 angegebenen Hydranten sowie der Forellen-
teich bedürfen einer näheren Beschreibung (siehe unten aufgeführte Mindestangaben).
Die Löschwasserversorgung* (Grundschutz) ist entsprechend der geplanten Nutzung
gemäß der Technischen Regel des DVGW-Arbeitsblatts VV405 von der Gemeinde zu
gewährleisten.



Für die Löschwasserversorgung sind bei einer kleinen / mittleren Gefahr der Brandaus-
breitung normgerechte Löschwasserentnahmestellen mit einem Leistungsvermögen von
48 m³/h (entspricht 800 l/min) / 96 m3/h (16001/min) über 2 Stunden erforderlich. Die
max. zulässigen Entfernungen von Löschwasserentnahmestellen zu den Objekten und
Anlagen sind einzuhalten (Löschbereich im Umkreis von max. 300m). Die Regelwerke
des DVGW sind einzuhalten. Löschwasserentnahmestellen sind durch Schilder nach
DIN 4066 zu kennzeichnen.

Die Beschreibung der Löschwasserversorgung muss mind. folgende Angabe enthalten:
· Art/Ausführung der Löschwasserbevorratung1) (z. B. Löschwasserteich nach DIN

14210, Löschwasserbrunnen nach DIN 14220, unterirdischer Löschwasserbehälter
nach DIN 14230, Trinkwasserrohrnetz);

· Art/Ausführung der Löschwasserentnahmestellen2) (z. B. Unterflurhydrant, Saug-
schacht, Saugstelle);

· Entfernung (vom Objekt) und Lage der Löschwasserentnahmestellen 3)

  Leistungswerte (Durchflussmengen und Druckverhältnisse) bzw. Ergiebigkeit der
Entnahmestellen4).

1)Bei der Verwendung des Trinkwasserrohrnetzes bedarf es zusätzlich des Nachwei-
ses des Wasserversorgungsunternehmens, ob Löschwasser und welche
Löschwassermenge aus dem Rohrnetz unter Gewährleistung der Trinkwasserversor-
gung entnommen werden darf (gem. dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW-
Regelwerkes ist beim Nachweis der Löschwassermenge zu berücksichtigen, dass
auch während der Entnahme von Löschwasser die Trinkwasserversorgung gewähr-
leistet sein muss).

2)Bei Löschwasserentnahmestellen, die als Saugstellen (z. B. Saugrohr/-schacht) aus-
geführt sind, bedarf es zusätzlich des Nachweises der Erreichbarkeit dieser für Fahr-
zeuge der Feuerwehr (Nachweis einer Bewegungsfläche an der Entnahmestelle und
Feuerwehrzufahrt zu dieser).

3)Bei unüberwindbaren Hindernissen zwischen Objekt und Löschwasserentnahmestel-
len, wie z. B. Bahntrassen, mehrspurigen Kraftfahrstraßen, Flüssen sowie großen,
lang gestreckten Gebäudekomplexen, ist als Entfernung die tatsächliche Wegstrecke
für die Schlauchleitungsverlegung anzugeben.

4)Jede Entnahmestelle muss einzeln ein Leistungsvermögen von mind. 800 l/min auf-
weisen.

5. Die Prüfung zum Brandschutz der einzelnen Anlagen kann nur auf der Grundlage der
konkreten Bauunterlagen erfolgen.

Die Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die vorliegenden Unterlagen.
Abwägungsbeschluss:
Die Löschwasserversorgung ist durch die bestehende Vereinbarung mit den Stadtwerken
Wernigerode über die Hydranten Nr. 15 und 16 gesichert.
Die weiteren Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz entziehen sich der Regelungsmög-
lichkeit des Bebauungsplans nach § 9 BauGB und werden deshalb im Rahmen der nach-
folgenden bauordnungsrechtlichen Verfahren und technischen Ausführungsplanungen be-
achtet.

2.5 Ordnungsamt I Katastrophenschutz, Kampfmittelbehörde
Zur vorgelegten Planung bestehen weiterhin keine Bedenken aus Sicht der Kampfmittelbe-
hörde (keine neuen Erkenntnisse). Es wird jedoch darauf aufmerksam gemacht, dass der
Fund von Kampfmitteln jeglicher Art nie ganz ausgeschlossen werden kann. Weiterhin wird
vorsorglich darauf hingewiesen, dass auf Grund von ständigen Aktualisierungen die Beur-
teilung von Flächen bei künftigen Anfragen ggf. von den bislang getroffenen Einschätzun-
gen abweichen kann.



Die gegebenen Hinweise gelten weiter fort mit folgender Änderung: Über den Beginn von
Vorhaben ist die Integrierte Leitstelle des Landkreises Harz, Friedrich-Ebert-Straße 42,
38820 Halberstadt, schriftlich (oder über Fax: 03941/69 99 240) zu informieren.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme.

2.6 Gesundheitsamt / vorbeugender Gesundheitsschutz
Dem Bebauungsplan wird von Seiten des Gesundheitsamtes zugestimmt.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Aus der Sicht des vorbeugenden Gesundheitsschutzes ergeben sich zum vorliegenden
Bebauungsplan folgende Hinweise:

Trinkwasserversorgung
Für den Genuss und Gebrauch hat das Trinkwasser den hygienischen Anforderungen der
Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwasser-
verordnung — TrinkwV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 2016 (BGBI.
I S. 459), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. Januar 2018 (BGBI. I S. 99)
geändert worden ist, zu entsprechen.
Die Trinkwasserverordnung fordert im S 17 Abs. 1 u. a. auch für Materialwahl und Aus-
führung der Trinkwasser-Verteilungssysteme die Einhaltung der allgemein anerkannten
Regeln der Technik. Eine Verlegung der Trinkwasserleitungen hat unter Beachtung des
Standes der Technik derart zu erfolgen, dass dem Eindringen von Krankheitserregern in
das Leitungsnetz vorgebeugt wird. Es sind ausschließlich geprüfte Materialien einzuset-
zen.
Vor der Einbindung neu verlegter Leitungen ist durch eine mikrobiologische Wasserprobe
gegenüber dem Gesundheitsamt nachzuweisen, dass die Parameter der Trinkwasserver-
ordnung eingehalten werden.
Abwägungsbeschluss:
Die Hinweise zur Trinkwasserversorgung entziehen sich der Regelungsmöglichkeit des
Bebauungsplans nach § 9 BauGB und werden deshalb im Rahmen der nachfolgenden
technischen Fachplanungen beachtet.

Keine Bedenken oder sonstigen Hinweise hatten:
· FD Planung I Raumordnung, Kreisentwicklung
· Umweltamt / untere Immissionsschutzbehörde
· FD Planung / Sozialhilfe-, Jugendhilfe-, Schulentwicklungsplanung
· Amt für Veterinärwesen und Lebensmittelüberwachung

Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme.

 (B)   Städtebau und Baurecht
Zur Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan:
Gem. Begründung wird der Bebauungsplan „Geschwister-Scholl-Garten" entsprechend
dem Aufstellungsverfahren auch im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zur In-
nenbereichsverdichtung geändert.
Der Ortsteil Ilsenburg besitzt einen fort geltenden Flächennutzungsplan. Für die betreffen-
de Fläche war bisher ein WA dargestellt. Im gerade in Neuaufstellung befindlichen Flä-
chennutzungsplan der Einheitsgemeinde war die Berichtigung zum Sondergebiet entspre-
chend der gültigen Satzung vorgesehen. In jedem Fall ist die Darstellung im Flächennut-
zungsplan im Wege der Berichtigung den Festsetzungen des Bebauungsplans anzupas-
sen. Die Satzung ist nicht genehmigungspflichtig.
Abwägungsbeschluss:
Der Hinweis wird beachtet.

Fortsetzung der Stellungnahme:



Gem. Begründung ist es weiterhin das Ziel, altengerechte Wohnformen und örtlich zentrale
Dienstleistungen unterzubringen. Die Entstehung von ausschließlich Luxus- und Ferien-
wohnungen soll verhindert werden, da diese der attraktiven zentralen Lage der Fläche
nicht gerecht werden. Die satzungsgemäße Bebauung soll trotzdem wirtschaftlich bleiben.
Zur festgesetzten Art der Nutzung:
Für soziale, altengerechte, therapeutische und andere medizinische Serviceleistungen
wurde ein Mindestanteil an Geschossfläche je Vorhaben festgesetzt. Gem. Pkt. 6.7 der
Begründung (Begründung der Anzahl der herzustellenden Stellplätze) steht jedoch, dass
zu diesen 25 % auch die altengerechten Wohnformen zählen sollen. Hierzu gibt es keine
Festsetzungen. Zudem gehören altengerechte Wohnformen zum Wohnen und nicht zu
Serviceleistungen. Die Serviceleistungen müssen bei einem WA wiederum grundsätzlich
dem Wohnen dienen.
Abwägungsbeschluss:
Die Begründung wird gemäß dem Hinweis überarbeitet.

Sonstiger Hinweis:
Eine Satzung nach § 22 BauGB wurde nicht festgesetzt. Nach Aktenlage ist eine solche
auch noch nicht bekannt und wäre für ein WA wohl auch unangemessen, da dieses vor-
wiegend dem Wohnen dienen muss.
Abwägungsbeschluss:
Kenntnisnahme. In der textlichen Festsetzung Nr. 1 wird festgesetzt, dass im Allgemeinen
Wohngebiet Ferienwohnungen nur ausnahmsweise zulässig sind und auf eine baulich un-
tergeordnete Zahl zu begrenzen ist. Damit soll im attraktiven Planungsgebiet die Entste-
hung von ausschließlich Ferienwohnungen/Nebenwohnungen verhindert werden.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Ich bitte Sie, die gegebenen Hinweise für die weitere Planung zu berücksichtigen.
Diese Stellungnahme gilt, solange sich nichts Anderes aufgrund der Änderung von
Rechtsgrundlagen ergibt oder bis neue rechtsrelevante Erkenntnisse bekannt werden.
Ich bitte Sie, den Landkreis Harz auch weiterhin über den Verlauf der Planung zu informie-
ren, insbesondere um Mitteilung über das Abwägungsergebnis ….
Abwägungsbeschluss:
Die Hinweise werden beachtet.

3.  Regionale Planungsgemeinschaft Harz, 11.07.2018

Die RPGHarz nimmt gemäß § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 21 Abs. 1 Landesentwick-
lungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 23.04.2015 (LEntwG LSA) für ihre Mitglie-
der, zu denen der Landkreis Harz und der Landkreis Mansfeld-Südharz mit den Städten
Sangerhausen und Allstedt, der Gemeinde Südharz und der Verbandsgemeinde Goldene
Aue gehört, die Aufgabe der Regionalplanung für die Region Harz (Sachsen-Anhalt) wahr.
Für den Betrachtungsraum sind die Belange der Raumordnung auf der Ebene der Landes-
planung im Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP2010) vom
16.02.11 (GVBI. LSA Nr. 6/2011 vom 11.03.11) per Verordnung geregelt. Auf der Ebene
der Regionalplanung sind entsprechend § 4 Raumordnungsgesetz (ROG) die im Regiona-
len Entwicklungsplan für die Planungsregion Harz (REP Harz) verankerten Ziele der
Raumordnung von öffentlichen Stellen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu beachten und Grundsätze zu berück-
sichtigen. Der REPHarz in der Beschlussfassung vom 09.03.09 wurde mit der öffentlichen
Bekanntmachung vom 23.05.09 in der Planungsregion Harz in Kraft gesetzt. Danach er-
folgte die 1. und 2. Änderung des REPHarz, in Kraft getreten durch öffentliche Bekanntma-
chung vom 22.05./29.05.10 sowie die Ergänzung des REPHarz um den Teilbereich
Wippra, in Kraft getreten durch die öffentliche Bekanntmachung vom 23.07./30.07.11. Im
Zuge einer seit 2011 laufenden (Teil-) Fortschreibung des REPHarz zum Sachlichen Teil-
plan „Zentralörtliche Gliederung" wurde mit Beschluss der Regionalversammlung vom
27.04.18 die Abwägung des 3. Entwurfes und die Endfassung dieses Sachlichen Teilpla-
nes beschlossen. Im Mai 2018 wurde dieser Teilplan zur Genehmigung bei der obersten
Landesentwicklungsbehörde eingereicht. Mit Bekanntmachung vom 19.12.2015 wurde die
Planungsabsicht zur (Teil-) Fortschreibung des REPHarz zum Sachlichen Teilplan „Erneu-



erbare Energien-Windenergienutzung“ öffentlich bekannt gemacht. In diesem Verfahren
hat die Regionalversammlung noch keine weiteren Beschlüsse gefasst.
Gemäß Runderlass des MLV vom 13.01.2016 - 44-20002-01 obliegt die Feststellung der
Raumbedeutsamkeit der obersten Landesentwicklungsbehörde. Sofern das Vorhaben als
raumbedeutsam im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG eingestuft wird, prüft die oberste Lan-
desentwicklungsbehörde die Vereinbarkeit eines Vorhabens mit den Erfordernissen der
Raumordnung (LEP2010 und REPHarz).
Durch die Regionale Planungsgemeinschaft wird Ihnen mitgeteilt, ob und welche in Aufstel-
lung befindlichen Ziele der Raumordnung vom Vorhaben betroffen sind.
Die geplante 2. Änderung des o.g. B-Planes erzeugt zu unserer Teilfortschreibung „Zent-
ralörtliche Gliederung“ keine raumordnerischen Konflikte. Die Planung steht zu unserer
Teilfortschreibung „Erneuerbare Energien-Windenergienutzung“ des REP Harz in keinem
funktionalen Zusammenhang.
Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme

4. Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte,17.07.2018

Es bestehen gegen das Vorhaben keine Einwände
Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme

5. Landesstraßenbaubehörde Regionalbereich West, 09.08.2018

1. Zuständig für die klassifizierten Straßen in der Baulast des Bundes und des Landes ist
im Landkreis harz der Regionalbereich West (RB West) der LSBB.

2. Belange des RB West der LSBB werden durch die … Bauleitplanung nicht berührt.
Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

6a.  Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt, Abt. Bau- und
Kunstdenkmalpflege, 23.07.2018

Aus Sicht des Denkmalschutzes stimmen wir den unter Punkt 3.2 (Denkmalschutz, Archäo-
logie) getroffenen Aussagen zu.
Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

6b.  Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt, Abt. Bodendenk-
malpflege, 01.08.2018

Aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine grundsätzlichen Einwände
gegen das o.g. Vorhaben.
Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand sind im Vorhabengebiet keine archäologischen
Kulturdenkmale (gern. § 2,2 DenkmSchG LSA) bekannt (vgl. Stellungnahmen LDA vom
09.10.2008 ff).
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Die ausführenden Betriebe sind über die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht im Falle
unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde zu belehren. Nach § 9,3
DenkmSchG LSA sind Befunde mit dem Merkmal eines Kulturdenkmals „bis zum Ablauf
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen“, eine wissenschaftliche Untersu-
chung durch das o.g. Landesamt oder von ihm Beauftragter ist zu ermöglichen.
Das Vorhaben ist mit den Zielen der archäologischen Denkmalpflege vereinbar.
 Abwägungsbeschluss
Der Bebauungsplan enthält einen entsprechenden Hinweis (F Hinweise Nr. 2)



7.  Landesamt für Geologie und Bergwesen, 08.08.2018
Bergbau
Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben des Bundesberggesetzes un-
terliegen, werden durch das Vorhaben/die Planung nicht berührt.
Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen durch umgegangenen Altbergbau liegen dem
Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt ebenfalls nicht vor.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.
Geologie
Aus geologischer Sicht gibt es bezüglich des Vorhabens nach derzeitigen Erkenntnissen
keine Bedenken.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

Hinweise:
Vom tieferen Untergrund ausgehende, geologisch bedingte Beeinträchtigungen der Gelän-
deoberfläche sind dem LAGB vom Plangebiet nicht bekannt.
Gemäß Bebauungsplan (B Textliche Festsetzungen, Pkt. 3.1) ist das Niederschlagswasser
möglichst auf den Einzelgrundstücken zu versickern. Das Vorliegen oberflächennaher
Grundwasserverhältnisse ist bekannt (F. Hinweise).
Nach einer im Westteil des Plangebietes abgeteuften und in der Landesbohrdatenbank er-
fassten Bohrung ist im Bereich des Plangebietes mit der Verbreitung gering durchlässiger
Schichten (Tonmergel, Schluff, in der Bohrung bis 1,50 m unter Gelände) zu rechnen. Die
darunter folgenden Kiese sind bei einem angetroffenen Grundwasserspiegel von 1,50 m
unter Gelände bis zur Oberfläche des Grundwasserleiters wassererfüllt.
Damit liegen für eine Versickerung des Niederschlagswassers mittels Anlagen ungünstige
Voraussetzungen vor.
Um Vernässungsprobleme und daraus resultierende Beeinträchtigungen des Wohls der
Allgemeinheit zu vermeiden, ist es erforderlich, vorab die hydrogeologischen Bedingungen
standortkonkret unter Beachtung des DWA-Regelwerkes A138 zu prüfen.
Ergebnisse, eventuell bereits im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 25 „Geschwister-Scholl-Garten“ in llsenburg (2008) durchgeführter Untersuchungen zur
Versickerungsfähigkeit des Untergrundes, sind dem LAGB nicht bekannt.
 Abwägungsbeschluss
Gemäß der Stellungnahme wird die textliche Festsetzung Nr. 3.1 Bewirtschaftung des
Oberflächenwassers folgendermaßen geändert:
Das Plangebiet ist vorzugsweise an die Regenwasserkanalisation anzuschließen. Sollte
eine Versickerung beabsichtigt sein, ist es erforderlich, vorab die hydrogeologischen Be-
dingungen standortkonkret unter Beachtung des DWA-Regelwerkes A138 zu prüfen.

8. Landesamt für Vermessung und Geoinformation, 22.08.2018

Keine Bedenken oder Anregungen.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

9.  Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft, 20.07.2018

Belange der Gewässerunterhaltung und des Hochwasserschutzes im Zuständigkeitsbe-
reich des Flussbereiches Halberstadt werden mit der B-Planänderung nicht berührt.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

10.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, 13.08.2018

Als Träger öffentlicher Belange ist der Bund, soweit die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben zuständig ist, … nicht berührt.
Als Eigentümerin ergeht ggf. eine gesonderte Stellungnahme.
 Abwägungsbeschluss



Kenntnisnahme. Da sich das Plangebiet vollständig im Eigentum der Stadt befindet, ist kei-
ne weitere Stellungnahme zu erwarten.

11. Landesanstalt für Altlastenfreistellung, 18.07.2017

Durch das … Vorhaben sind weder mittelbar noch unmittelbar Flächen betroffen, welche
sich in einem Ökologischen Großprojekt befinden. Darüber hinaus konnte keine Altlasten-
freistellung für die Liegenschaften ermittelt werden.
Somit ist die Zuständigkeit der Landesanstalt für Altlastenfreistellung als Boden- und Frei-
stellungsbehörde nicht gegeben und eine weitere Beteiligung am Verfahren nicht erforder-
lich.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

12. Stadt Wernigerode,15.08.2018

  Seitens der Stadt Wernigerode bestehen keine Einwände oder Hinweise…
Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

13. Wasser- und Abwasserverband Holtemme-Bode, 09.08.2018

Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt derzeitig in Richtung Osten über das Grundstück
3783 in Richtung Grüne Straße. Dieser Anschluss ist auch weiterhin zu nutzen.
 Abwägungsbeschluss
Die Trasse des über das Plangebiet verlaufenden Schmutzwasserkanals ist im Bebau-
ungsplan zeichnerisch dargestellt.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Vor Baubeginn ist beim Wasser- und Abwasserverband Holtemme-Bode ein Entwässe-
rungsantrag zu stellen.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

14. Unterhaltungsverband Ilse/Holtemme, 15.08.2018

Nordwestlich der Baugrenzen verläuft das Gewässer 2. Ordnung mit der Gewässernummer
058- 02B-00, in der Begründung als Graben A betitelt. Als Unterhaltungsverband sind wir
nach § 54 WG LSA für die Unterhaltung des Gewässers nach § 52 WG USA verantwort-
lich.
Nach § 50 WG LSA sind an Gewässern 2. Ordnung Gewässerrandstreifen mit einer Breite
von 5 m einzuhalten. Dies erfolgt mit dem Baugrenzabstand von 6 m entlang des Gewäs-
sers, sodass eine Unterhaltung des Gewässers nicht eingeschränkt wird.
Daher hat der UHV keine Einwände gegen den B-Plan Nr. 25.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Sollten Bepflanzungen im Ufer- und Böschungsbereich vorgesehen sein, sind diese mit
dem UHV Ilse Holtemme abzustimmen, um die Gewässerunterhaltung nicht einzuschrän-
ken.
 Abwägungsbeschluss
Die textliche Festsetzung Nr. 3.5 zur privaten Grünfläche-Grabenbegleitgrün wird gemäß
der Stellungnahme dahingehend überarbeitet, dass Anpflanzungen mit dem UHV abzu-
stimmen sind.
Hinsichtlich der Gewässerunterhaltung wird außerdem darauf hingewiesen, dass im
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 25 „Geschwister-Scholl-Garten“ in der Fassung der 1.
Änderung an der Grabennordseite eine 2 m breite private Grünfläche/Zweckbestimmung
Grabenbegleitgrün und ein 2 m breiter Fußweg festgesetzt sind, sodass hier ein 4 m breiter
Unterhaltungsstreifen zur Verfügung steht.



15.  Stadtwerke Wernigerode, 13.07.2018
Seitens der Stadtwerke Wernigerode GmbH bestehen keine Einwände gegen die 2. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 25 „Geschwister-Scholl- Garten" der Stadt Ilsenburg beste-
hen.
Eine Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser ist grundsätzlich möglich.
Die Bereitstellung von Löschwasser aus dem Trinkwassernetz der Stadtwerke Wernigero-
de GmbH ist nicht möglich. Die Mitbenutzung unserer technischen Hydranten kann im
Rahmen der „Vereinbarung Mitbenutzung von Hydranten" vom 18.05.1999 erfolgen.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Ist im Zuge der Erschließung des Plangebietes die Mitbenutzung privater Grundstücke zur
Verlegung unserer Versorgungsleitung notwendig, so sind diese durch entsprechende
Grunddienstbarkeiten dinglich zu sichern. Weiterhin ist für die weitergehende Erschließung
ein Erschließungsvertrag mit der Stadtwerke Wernigerode GmbH abzuschließen.
Bei der Ausführung von Bauarbeiten im Plangebiet sind unsere Versorgungsleitungen ge-
mäß dem DVGW Regelwerk „Hinweise für Maßnahmen zum Schutz von Versorgungslei-
tungen" GW 315 vom Mai 1979 und den Hinweisen der Stadtwerke Wernigerode GmbH
zum Schutze erdverlegter Versorgungsleitungen entsprechend zu sichern. Ein Mindestab-
stand von 0,40 m anderer Leitungen zu unseren Versorgungsleitungen ist einzuhalten.
Weiterhin sollten Sie bei Ihrer Planung beachten, wenn Baumbepflanzungen vorgesehen
sind, dass sie dem DVGW Regelwerk „Baumbepflanzungen im Bereich unterirdischer Ver-
sorgungsanlagen" GW 125 vom Februar 2013 entsprechen.
Sollten Umverlegungen oder Änderungsmaßnahmen an unseren Versorgungsleitungen
notwendig werden, ist dies rechtzeitig der Stadtwerke Wernigerode GmbH mitzuteilen, da-
mit eine örtliche Abstimmung erfolgen kann. Hierbei anfallende Kosten gehen zu Lasten
des Verursachers. Die jeweilige technische Lösung ist mit der Stadtwerke Wernigerode
GmbH abzustimmen. Grundsätzlich sind Umverlegungsmaßnahmen jedoch möglichst zu
vermeiden!
Die Lage - insbesondere die Tiefenlage der Leitungen - kann sich durch Bodenabtragun-
gen, Aufschüttungen oder durch Maßnahmen Dritter nach der Verlegung und Einmessung
verändert haben. Daher sind tatsächliche Lage und Tiefe der angegebenen Leitungen
durch fachgerechte Erkundigungsmaßnahmen (z.B. Ortung, Querschläge, Suchschlitze
o. ä.) vom Bauunternehmen selbst zu ermitteln. Etwaige Abweichungen der tatsächlichen
Lage von den Angaben in den Bestandsplänen entbinden nicht von der Haftung des Bau-
unternehmens.
Bei der Ausführung der Tiefbauarbeiten (auch bei Vorabschachtung) ist von der ausfüh-
renden Firma unbedingt eine Leitungsauskunft bei uns einzuholen.
Wir bitten Sie uns bei der weiteren Planung zu beteiligen, um evtl. entstehende Probleme
rechtzeitig klären zu können.
Abwägungsbeschluss
Die technischen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der späteren
technischen Fachplanungen beachtet.

16.  Vodafone Kabel Deutschland GmbH, 16.08.2018

Gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme werden keine Einwände geltend macht. Im
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine
Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

17.  Deutsche Telekom Technik GmbH,12.07.2018

Das 2. Änderungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 25 „Geschwister-Scholl-Garten“ der
Stadt llsenburg, nehmen wir zur Kenntnis.



Im Bebauungsplangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, auf Diese
ist bei allen Änderungen unbedingt Rücksicht zu nehmen. Die vorhandenen Telekommuni-
kationslinien sind zurzeit ausreichend für die bestehende Bebauung. Die Lage unserer An-
lagen, ist den beigefügten Übersichtsplänen zu entnehmen. Wir bitten Sie, diese Planunter-
lagen nur für interne Zwecke zu benutzen und nicht an Dritte weiterzugeben. Werden wei-
tere Anschlüsse an das Telekommunikationsnetz der Telekom benötigt, bitten wir rechtzei-
tig (mindestens 3 Monate vor Baubeginn) mit uns, in Verbindung zu treten. Es wird dann
geprüft, wie und mit welcher Telekommunikationsinfrastruktur das neue Wohngebiet ver-
sorgt werden kann. Dabei spielen wirtschaftliche Gründe sowie ausreichende Planungssi-
cherheit eine große Rolle. Eine koordinierte Erschließung ist wünschenswert.
 Abwägungsbeschluss
Die Trasse der im beigefügten Übersichtsplan eingetragenen TK-Leitung zur ehemaligen
„Villa“ ist im Bebauungsplan zur Beachtung bei baulichen Maßnahmen dargestellt. Die
Trasse der davon abzweigenden Anschlussleitung zum ehemaligen Babyhaus wird er-
gänzt.

Fortsetzung der Stellungnahme:
Wir bitten folgenden fachlichen Hinweis in die Begründung des Bebauungsplanes aufzu-
nehmen.
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Lei-
tungszone in einer Breite von ca.0,30 m für die Unterbringung der Telekommunikationsli-
nien vorzusehen.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unter-
irdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 2013 zu beachten.
 Abwägungsbeschluss
Die technischen Hinweise sind für den Bebauungsplan unbeachtlich und werden im Rah-
men der späteren technischen Fachplanungen beachtet.

18. Avacon Netz AG, 19.07.2018

Grundsätzlich stimmen wir dem Bebauungsplan zu.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

Die im Plangebiet befindlichen NS-Kabel unseres Verantwortungsbereiches dürfen durch
die Maßnahmen nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. Mögliche Berührungspunkte sind
im Vorfeld mit uns abzustimmen.
Bei Pflanzungsarbeiten in der Nähe unserer Anlagen weisen wir auf das Merkblatt über
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsgesell-
schaft für Straßen und Verkehrswesen hin.
Bei der Veräußerung öffentlicher Grundstücke bitten wir gemäß Konzessionsvertrag in Ab-
sprache mit Avacon eine beschränkte persönliche Grunddienstbarkeit zu Gunsten von
Avacon zu veranlassen.
 Abwägungsbeschluss
Die Trasse der im beiliegenden Lageplan eingetragenen Niederspannungsleitung ist im
Bebauungsplan zur Beachtung bei baulichen Maßnahmen zeichnerisch dargestellt.
Die weiteren Hinweise sind für den Bebauungsplan unbeachtlich und werden im Rahmen
der späteren technischen Fachplanungen beachtet.

19.  Harz Energie Netz GmbH, 09.07.2018

Im Planungsbereich betreiben wir Gasversorgungsanlagen zur Versorgung des vorhande-
nen Gebäudes „Am Forellenpark 46 A". Die Leitungstrassen dürfen nicht überbaut oder mit
tiefwurzelnden Gehölzen überpflanzt werden. Der Bestand der Anlagen muss weiterhin ge-
sichert bleiben.
Neu geplante Grundstücke können bei Bedarf angeschlossen werden, sofern eine Wirt-
schaftlichkeit vorliegt. Gern unterbreiten wir entsprechende Angebote. Wir bitten darum,



uns ggf. frühzeitig in die weiteren Planungen einzubeziehen, sofern sie aus versorgungs-
technischer Sicht von Belang sind.
 Abwägungsbeschluss
Die Trasse der im beiliegenden Lageplan eingetragenen Gasleitung ist im Bebauungsplan
zur Beachtung bei baulichen Maßnahmen zeichnerisch dargestellt. Die weiteren Hinweise
werden zur Kenntnis genommen.

20.  Entsorgungswirtschaft des Landkreises Harz AöR (enwi), 05.07.2018

Es bestehen keine Bedenken.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

21.  Industrie- und Handelskammer, 09.08.2018

Grundsätzlich keine Anregungen.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

22.  Handwerkskammer Magdeburg, 02.08.2018

Seitens der Handwerkskammer Magdeburg bestehen keine Berührungen unserer Belange
und somit keine Bedenken, sofern die Belange und der Bestandsschutz evtl. ansässiger
Handwerksbetriebe im Plangebiet nicht beeinträchtigt werden. Sie dürfen in ihrer Tätigkeit
nicht eingeschränkt werden und es darf keine Behinderung der Wirtschaftswege erfolgen.
 Abwägungsbeschluss
Ansässige Handwerksbetriebe werden durch die Bebauungsplanung nicht beeinträchtigt.

23. Polizei
Der … Bebauungsplan wurde von uns geprüft. Da die äußere verkehrliche Erschließung
des Geltungsbereichs der Planänderung bereits mit der im rechtskräftigen Bebauungsplan
festgesetzten Planstraße gesichert ist, bestehen aus polizeilicher Sicht keine Einwände zur
2. Änderung.
 Abwägungsbeschluss
Kenntnisnahme.

24. Übrige angeschriebene Träger öffentlicher Belange
Seitens der übrigen angeschriebenen Behörden und Träger öffentlicher Belange, die keine
Stellungnahme abgegeben haben, wird davon ausgegangen, dass sie zurzeit keine Anre-
gungen vorzubringen haben:

- Landesverwaltungsamt
- Gemeinde Nordharz
- Stadt Bad Harzburg
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
- Harzer Verkehrsbetriebe GmbH
- Deutsche Telekom AG
- Avacon AG, Steuerung Netzdienste
- Kreishandwerkerschaft Wernigerode
- Landeszentrum Wald Sachsen-Anhalt


